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Infoblatt 

Forstgesetz 1975, Fassung vom 28.01.2013 

( Auszug ) 

 
Begriffsbestimmungen 

§ 1a. (1) Wald im Sinne dieses Bundesgesetzes sind mit Holzgewächsen der im Anhang 
angeführten Arten (forstlicher Bewuchs) bestockt Grundflächen, soweit die Bestockung 
mindestens eine Fläche von 1 000 m2 und eine durchschnittliche Breite von 10 m erreicht. 

(2) Wald im Sinne des Abs. 1 sind auch Grundflächen, deren forstlicher Bewuchs infolge 
Nutzung oder aus sonstigem Anlaß vorübergehend vermindert oder beseitigt ist. 

(4) Nicht als Wald im Sinne des Abs. 1 gelten 

 unbeschadet anderer Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Grundflächen, die 
anders als forstlich genutzt werden und deren Bewuchs mit einem Alter von 
wenigstens 60 Jahren eine Überschirmung von drei Zehntel nicht erreicht hat, 

 Wald, dessen Bewuchs eine Überschirmung von weniger als drei Zehnteln aufweist, 
wird als Räumde, Waldboden ohne jeglichen Bewuchs als Kahlfläche bezeichnet. 

Neubewaldung 
§ 4. (1) Grundflächen, die bisher nicht Wald waren, unterliegen den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes im Fall 

 der Aufforstung (Saat oder Pflanzung) nach Ablauf von zehn Jahren ab der 
Durchführung, 

 der Naturverjüngung nach Erreichen einer Überschirmung von fünf Zehnteln ihrer 
Fläche mit einem Bewuchs von wenigstens 3 m Höhe. 

Wiederbewaldung 

§ 13.(2) Die Wiederbewaldung gilt als rechtzeitig, wenn die hiezu erforderlichen Maßnahmen 
(Saat oder Pflanzung) bis längstens Ende des fünften, dem Entstehen der Kahlfläche oder 
Räumde nachfolgenden Kalenderjahres ordnungsgemäß durchgeführt wurden. 

(3) Die Wiederbewaldung soll durch Naturverjüngung erfolgen, wenn in einem Zeitraum von 
zehn Jahren eine Naturverjüngung durch Samen, Stock- oder Wurzelausschlag vorhanden 
ist, die eine volle Bestockung der Wiederbewaldungsfläche erwarten lässt. 

(8) Eine Verjüngung gilt als gesichert, wenn sie durch mindestens drei Wachstumsperioden 
angewachsen ist, eine nach forstwirtschaftlichen Erfordernissen ausreichende Pflanzenzahl 
aufweist und keine erkennbare Gefährdung der weiteren Entwicklung vorliegt. 

(9) Bestehen bei Kahlflächen oder Räumden, die zwecks Ausübung der Waldweide mit 
Einforstungs- oder Gemeindegutnutzungsrechten belastet sind, Zweifel, ob die Ausübung 
dieser Rechte nach der Wiederbewaldung gewährleistet ist, steht dem Waldeigentümer und 
dem Nutzungsberechtigten das Recht zu, bei der Behörde ein Feststellungsverfahren zu 
beantragen. Die Behörde hat hierüber mit Bescheid zu entscheiden; vor dessen Erlassung 
hat sie das Einvernehmen mit der Agrarbehörde herzustellen. 
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Rodung 

§ 17. (1) Die Verwendung von Waldboden zu anderen Zwecken als für solche der Waldkultur 
(Rodung) ist verboten. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 kann die Behörde eine Bewilligung zur 
Rodung erteilen, wenn ein besonderes öffentliches Interesse an der Erhaltung dieser Fläche 
als Wald nicht entgegensteht. 

Anmeldepflichtige Rodung 

§ 17a. (1) Einer Rodungsbewilligung bedarf es nicht, wenn 

1. die Rodungsfläche ein Ausmaß von 1 000 m² nicht übersteigt und 
2. der Antragsberechtigte das bei der Behörde anmeldet und 
3. die Behörde dem Anmelder nicht innerhalb von sechs Wochen ab Einlangen der 

Anmeldung mitteilt, dass die Rodung aus Rücksicht auf das öffentliche Interesse an der 
Walderhaltung ohne Erteilung einer Rodungsbewilligung nach § 17 nicht durchgeführt 
werden darf. 

Schutzwald 

§ 21. (1) Standortschutzwälder (Wälder auf besonderen Standorten) im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind Wälder, deren Standort durch die abtragenden Kräfte von Wind, 
Wasser oder Schwerkraft gefährdet ist und die eine besondere Behandlung zum Schutz des 
Bodens und des Bewuchses sowie zur Sicherung der Wiederbewaldung erfordern. Diese 
sind 

1. Wälder auf Flugsand- oder Flugerdeböden, 
2. Wälder auf zur Verkarstung neigenden oder stark erosionsgefährdeten Standorten, 
3. Wälder in felsigen, seichtgründigen oder schroffen Lagen, wenn ihre Wiederbewaldung 
 nur unter schwierigen Bedingungen möglich ist, 
4. Wälder auf Hängen, wo gefährliche Abrutschungen zu befürchten sind, 
5. der Bewuchs in der Kampfzone des Waldes, 
6. der an die Kampfzone unmittelbar angrenzende Waldgürtel. 

(2) Objektschutzwälder im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Wälder, die Menschen, 
menschliche Siedlungen oder Anlagen oder kultivierten Boden insbesondere vor 
Elementargefahren oder schädigenden Umwelteinflüssen schützen und die eine besondere 
Behandlung zur Erreichung und Sicherung ihrer Schutzwirkung erfordern. 

Bannwald 

§ 27. (1) Objektschutzwälder, die der direkten Abwehr bestimmter Gefahren von Menschen, 
menschlichen Siedlungen oder Anlagen oder kultiviertem Boden dienen, sowie Wälder deren 
Wohlfahrtswirkung gegenüber der Nutzwirkung ein Vorrang zukommt, sind durch Bescheid in 
Bann zu legen, sofern das zu schützende volkswirtschaftliche oder sonstige öffentliche 
Interesse (Bannzweck) sich als wichtiger erweist als die mit der Einschränkung der 
Waldbewirtschaftung infolge der Bannlegung verbundenen Nachteile (Bannwald). 

(2) Bannzwecke im Sinne des Abs. 1 sind insbesondere 

a) der Schutz vor Lawinen, Felssturz, Steinschlag, Schneeabsitzung, Erdabrutschung, 
Hochwasser, Wind oder ähnlichen Gefährdungen, 

d) die Sicherung eines Wasservorkommens, 
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Einforstungswälder 

§ 32. (1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind Wälder, 
auf denen Nutzungsrechte (Einforstungsrechte) lasten (Einforstungswälder), unter 
Bedachtnahme auf die Grundsätze des § 1 von ihren Eigentümern so zu bewirtschaften, 
dass die Ausübung der Einforstungsrechte gewährleistet ist. 

Waldweide; Schneeflucht 
§ 37. (1) Durch die Waldweide darf die Erhaltung des Waldes und seiner Wirkungen  nicht 
gefährdet werden. 

(2) Der Viehtrieb ist unter Rücksichtnahme auf die nötige Waldschonung, erforderlichenfalls 
auch auf zumutbaren Umwegen, durchzuführen. 

(3) In zur Verjüngung bestimmten Waldteilen, in denen das Weidevieh die bereits 
bestehende oder erst heranzuziehende Verjüngung schädigen könnte (Schonungsflächen), 
darf die Waldweide nicht ausgeübt werden. Die Weidetiere sind von den Schonungsflächen 
fernzuhalten. Auf Antrag des Waldeigentümers oder des Weideberechtigten hat die Behörde 
unter Bedachtnahme auf die im § 1 festgelegten Grundsätze den Umfang, die Dauer und die 
Kennzeichnung der Schonungsflächen durch Bescheid festzulegen. 

(4) Die für Weiderechte in Einforstungswäldern geltenden Bestimmungen der 
Regulierungsurkunden werden durch die Regelungen der Abs. 1 und 3 nicht berührt. 

(5) Im Falle drohender Elementargefahren und für die Dauer des Anhaltens dieser Gefahren 
ist jeder Waldeigentümer 

a) berechtigt, Weidevieh in seinen Wald einzutreiben, darin zu bergen und weiden zu 
lassen und 
b) verpflichtet, fremdes Weidevieh zur Bergung in seinen Wald eintreiben zu lassen 
(Schneeflucht). 

(6) Der gemäß Abs. 5 lit. b verpflichtete Waldeigentümer hat Anspruch auf Entschädigung für 
vermögensrechtliche Nachteile.  

Streugewinnung 

§ 38. (1) Bodenstreu, wie Laub- oder Nadelstreu u. dgl., darf nur unter Schonung des 
Waldbodens gewonnen werden. Die Gewinnung von Rechstreu ist nur mit Holzrechen und 
auf derselben Stelle höchstens jedes vierte Jahr zulässig. In Wäldern, deren Böden zur 
Verarmung neigen, in Schutzwäldern sowie auf Waldflächen, auf denen die Streunutzung die 
Wiederbewaldung gefährden würde, ist die Gewinnung von Bodenstreu gänzlich untersagt. 

(2) Die Aststreugewinnung an stehenden Bäumen (Schneiteln) ist verboten. 

Feuerentzünden im Wald 

§ 40 (4) Das Schlagbrennen oder sonstiges flächenweises Abbrennen von Pflanzenresten 
(Schlag- und Schwendabraum, Fratten) ist nur zulässig, wenn damit nicht der Wald 
gefährdet, die Bodengüte beeinträchtigt oder die Gefahr eines Waldbrandes herbeigeführt 
wird. Das beabsichtigte Anlegen solcher Feuer ist spätestens vor Beginn unter Angabe des 
Ortes und des Zeitpunktes der Gemeinde zu melden. 

(5) Die zum Feuerentzünden befugten Personen haben mit größter Vorsicht vorzugehen. 
Das Feuer ist zu beaufsichtigen und vor seinem Verlassen sorgfältig zu löschen. 


